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INFORMELL 
BESCHÄFTIGT, 
ABER NICHT 
SCHUTZLOS?

Über 740 Millionen 
Frauen arbeiten 
im informellen 
Sektor – welche 
soziale Sicherheit ist 
möglich?

Karin Pape

Laut International Labour 
Organization (ILO) kommen nur 
27 Prozent der Weltbevölkerung 
in den Genuss adäquater sozialer 
Sicherung. Über 50 Prozent 
der Weltbevölkerung haben 
überhaupt keinen Zugang zu 
sozialen Sicherungssystemen1. 
Die neuesten Zahlen der 
ILO2 besagen, dass weltweit 
61 Prozent aller Erwerbstätigen 
informell arbeiten. Der Anteil 
der informell Arbeitenden 
unter den Selbstständigen (own 
account workers) liegt sogar bei 
86,1 Prozent. Die große Mehrheit 
der informell arbeitenden Frauen 
befindet sich im untersten 
Segment der Einkommen 
und hat völlig unzureichende 
Arbeitsbedingungen. Nicht alle 
sind arm, aber es gibt eine klare 
Korrelation zwischen Armut und 
informell Arbeitenden.

Arbeit in der informellen Ökonomie 
kann sehr unterschiedliche Formen an-
nehmen. Viele arbeiten als Hausange-
stellte, Straßenverkäufer_innen und 
Müllsammler_innen. Manche kommen 
nicht in den Genuss existierender so-
zialer Sicherungssysteme für Arbeit-
nehmer_innen, weil sie keinen Arbeits-
vertrag haben; viele arbeiten selbst-
ständig (own account) und sind aus dem 
arbeitnehmerorientierten System aus-
geschlossen, oder sie gehören gar nicht 
zu den Zielgruppen, die soziale staat-
liche Leistungen in Anspruch nehmen 
können, wie z. B. Kinder und Alte. Oft 
sind informell Arbeitende nicht arm 
genug oder gehören nicht zu der ent-
sprechenen Altersgruppe, um in den 
Genuss staatlicher, sozialer Unterstüt-
zung zu gelangen. 

Wer nicht arbeitet,  
hat kein Einkommen

Solange bestehende soziale Sicherungs-
systeme, wie Gesundheitsversorgung, 
Altersvorsorge, Arbeitssicherheit, Ar-
beitslosenunterstützung, Mutterschutz 
usw., an ein Beschäftigungsverhältnis 
gebunden sind, schließen sie informell 
Arbeitende aus. Die zentrale Aufgabe 
dieser Systeme ist es, einen Ausgleich 
dafür zu schaffen, wenn das Einkommen 
ausfällt, z. B. durch Krankheit. 
Für informell Arbeitende ist das Leben 
daher um ein Vielfaches riskanter: Wer 
nicht arbeitet, hat kein Einkommen – 

egal aus welchem Grund. Im Falle von 
Krankheit bedeutet es, dass nicht nur 
das Einkommen fehlt, sondern auch zu-
sätzliche Kosten für die ärztliche Ver-
sorgung entstehen. Auch die „besser 
Verdienenden“ in der informellen Öko-
nomie verdienen so wenig, dass sie 
kaum Reserven aufbauen können, um 
selbst für die Risiken des Lebens vorzu-
sorgen.

Was ist zu tun?
Zunächst geht es darum, faire Finan-
zierungsmodelle zu entwickeln, die die 
Mehrheit der arbeitenden Menschen im 
Globalen Süden in den Blick nimmt. Bei-
tragsorientierte Systeme müssen solida-
risch finanziert werden, d. h. durch mit 
dem Einkommen steigende Versiche-
rungsbeiträge und/oder Zuschüsse aus 
Steuermitteln. Im indischen Bundesstaat 
Maharashtra haben die Kommunen z. B. 
eine zusätzliche Gebühr für die Anstel-
lung eines headload porters (Gepäck-
träger_innen auf Märkten, die Waren 
auf dem Kopf transportieren) erhoben. 
Diese Gebühr wird in einen sozialen 
Sicherungsfond eingezahlt. Die Leis-
tungen reichen von der Zahlung eines 
Minimallohnes über die Gewährleistung 
einer Krankenversicherung bis hin zu be-
zahlten Krankenständen3.

Thailand macht es vor
Ein Beispiel aus Thailand zeigt, dass 
wesentliche sozialpolitische Verbesse-
rungen für Arme, und damit auch für 
arme informell Arbeitende, keine sozial-

romantischen Utopien sind. Seit der Ein-
führung einer allgemeinen Krankenver-
sicherung im Jahr 2001 hat Thailand er-
reicht, dass 76 Prozent der Bevölkerung 
(Zahl von 20164) in den Genuss einer 
Grundkrankenversicherung kommen. 
Die ursprüngliche Regelung, dass jede(r) 
monatlich 30 Baht (ca. 0,90 Euro) be-
zahlen muss, wurde 2006 abgeschafft. 
Die Versicherung ist für jede(n) offen, 
die/der sonst keinen Zugang zu einer 
Krankenversicherung hätte5.  HomeNet 
Thailand, eine Organisation von Heim-
arbeiterinnen, hat 2011 mit Hilfe vieler 
Verbündeter6 erreicht, dass es ein Heim-
arbeiter_innengesetz gibt, das u. a. Min-
destlöhne garantiert. Im selben Jahr 
wurde auch ein Gesetz verabschiedet, 
das die Regierung dazu verpflichtet, 
30  Prozent von den Beiträgen, die von 
den versicherten informell Arbeitenden 
bezahlt werden müssen, zusätzlich in 
einen Fond einzuzahlen, womit ein Mi-
nimum an sozialem Schutz gewährleistet 
werden kann. 
Fairerweise muss erwähnt werden, dass 
der Basisschutz noch verbessert werden 
könnte, insbesondere was die Zugangs-
möglichkeiten anbelangt. HomeNet 
Thailand berichtet uns, dass Frauen 
lange Wege zurücklegen müssen, um 
sich für den Basisschutz registrieren zu 
lassen. In dieser Zeit können sie nicht 
arbeiten und verlieren einen Teil ihres 
Einkommens. Zusätzlich gibt es Be-
schränkungen hinsichtlich des Zugangs 
zu teuren, aber notwendigen Medika-
menten, z. B. im Falle von Krebserkran-

kungen.  Die Arbeit von Frauen in der 
informellen Ökonomie wird oft nicht als 
Arbeit anerkannt. Heimarbeiterinnen 
z. B. sehen sich oft noch nicht einmal 
selbst als arbeitende Menschen. Diese 
Nicht-Anerkennung führt zu einer Nicht-
Anerkennung der Rechte, die sie haben, 
und somit zu einem Ausschluss aus sozi-
alen Sicherungssystemen. Die notorisch 
niedrigen Löhne zwingen die Frauen zu 
langen Arbeitszeiten. Hinzu kommt der 
Zeitaufwand für unbezahlte Care-Ar-
beit. Bezahlbare Kinderbetreuung steht 
deshalb auch im Globalen Süden ganz 
oben auf der Agenda von informell ar-
beitenden Frauen 

Statt eines Resümees
Soziale Sicherungssysteme sind kein 
Allheilmittel, um schlechte Arbeitsbe-
dingungen, Armutslöhne bzw. Armut-
seinkünfte aus Arbeit und mangelnde 
Arbeitsrechte auszugleichen. Oder um 
es anders zu sagen: Soziale Sicherungs-
systeme können nicht reparieren, was 
Deregulierungsmechanismen ange-
richtet haben – nämlich, dass Ansprüche 
und Leistungen aus bestehenden Siche-
rungssystemen zurückgefahren werden 
und es Staaten an Finanzkraft mangelt, 
um anderweitig für Ausgleich zu sorgen, 
weil z. B. Unternehmen und Reiche immer 
weniger Steuern bezahlen müssen. Den-
noch ist es möglich, gerechtere soziale 
Sicherungssysteme zu entwickeln, wenn 
der politische Wille dazu da ist. Die ILO 
(R. 202 betreffend den innerstaatlichen 
sozialen Basisschutz) muss in nationale 
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Sozialpolitik umgesetzt werden, so dass 
auch Menschen im berufsfähigen Alter – 
unabhängig von einem Beschäftigungs-
verhältnis –  von einem Basisschutz, wie 
z. B. Mutterschutz oder auch einer all-
gemeinen Krankenversicherung, profi-
tieren können. Die Durchsetzung eines 
auf Rechten basierenden Ansatzes ist al-
lerdings nur möglich durch starke Orga-
nisationen von informell Beschäftigten, 
wie das Beispiel aus Thailand zeigt. 

Informell beschäftigte Frauen in Thailand, Fotoserie “Images of Empowerment” von WIEGO


